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So einfach körnen die landeseigenen 

werden: Wenn die sechs Unternehmen 
nen Euro an die Lan- 

n, ,,dann ist die Diskus- 
ivatisierung ein f k  alle 

Mal vom Tisch"', sagt Fritz Felgentreu. Er 
ist Sprecher des „parlamentarischen Auf- 

nen und dieses Geld an den Landeshaus- 
halt übeweisen. Rechnerisch müsste aus 
jeder der 270 000 landeseigenen Woh- 
nungen 77 Euro mehr Miete im Monat 
herausgeholt werden. Mit der jährlichen 
Abgabe von 2 50 Millionen Euro würden 
die Firmen dem Land ahnlich viel Geld 
einbringen wie ein Verkauf der sechs Ge- 
sellschaften. Dieser brächte zwar auf ei- 
nen Schlag Milliarden. Mit diesem Geld 
vvürde das Land aber nur Schulden abzah- 
len und dadurch k f t i g  Zinsen sparen, 
Dasselbe Ziel sei durch die Millionen- 
abgaben zu erreichen, so Felgentreu. 

Beim Finanzsenator fühit man sich 
durch den Vorschlag bestätig ,,Th30 Sar- 
razin fordert schon lange eine Dividende 
von den Gesel1schaften"~agt Sprecher 
Matthias Kolbeck. Man werde sich ,,noch 

Da das Land durchschnittlich vier Pro- 
zent Zinsen fur seine Schulden bezahle, 
ergäbe sich ein ,,Dividendenziel" von 
rund 1 70 Millionen Euro. 

Damit kommt die Debatte über den 
Verkauf landeseigener Wohnung wieder 
in Schmng. Unfreiwillig, versichert Fel- 
gentreu: ,,Wir wollen keine Wohnungs- 
baugesellschaften verkaufen." Das sei die 
gemeinsame Position von SPD und PDS, 
Doch diesen Worten schenkt man in der 
Wohungswll-tschaft wenig Glauben: 
,,Mit 250 Millionen Euro wird die Würde 
so hoch gelegt, dass nichts anderes als 
ein Verkauf der Gesellschaften in Frage 
kommt", sagt der Vorstand des Verban- 
des Berlin-Brandenburgischer Woh- 
nungsunternehrnen, Ludwig Burkardt. 

Bei der Ermittlung der Divi 
derungen müssten die ,,fmanzi 
tungen" wegen des unemartet raschen 
Abbaus der Fördeningen kn sozialen 
Wohungsbau berücksichtigt wer 
Dadurch und durch die Streichung 
Anschlussförderung entgingen den Fir- 

n E h n h e n .  Dieses Geld sei durch 
ieterhöhungen nicht hereinzuholen, 

weil diese bei vielen Sozialwoknungen 
schon über den Marktpreisen lägen. 


